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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Wörner, Frau Tübler, de Terra, Biehle, 
Ernesti, Damm, Dr. Marx, Handlos, Löher, Rommerskirchen, Eiiers (Wilhelmshaven), 
Dr. Wallmann, Dr. Schulze-Vorberg, Josten und Genossen 
- Drucksache 7/1062 - 

betr. Besoldung der Soldaten 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 19. Okto- 
ber 1973 - D II 3 - 221 960/3 - die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Soldaten 
gegenüber anderen Gruppen des öffentlichen Dienstes dadurch 
benachteiligt sind, daß sie an maßgeblichen Leistungen des Bun- 
desbesoldungsgeselzes nicht teilhaben; so unter anderem: 

— am gesetzlichen Stellenschlüssel, 

— an den Verzahnungsämtern, 

— an der Mehrarbeitsentschädigung, 

— an der strukturellen Überleitung, 

— ■ an der Zulage, die für Polizei und Bundesgrenzschutz gewährt 
wird? 

Im Besoldungsrecht gilt der Grundsatz der Besoldungseinheit. 
Das bedeutet, daß Berufs- und Zeitsoldaten der Bundeswehr 

- wie Beamte - an allgemeinen Verbesserungen der Besoldung 
in vollem Umfange teilhaben. Das schließt allerdings wegen 
der besonderen Struktur der Bundeswehr gewisse abweichende 
Regelungen außerhalb allgemeiner Besoldungserhöhungen nicht 
aus: 

— Stellenschlüssel 

Der militärische Bereich der Bundeswehr kennt grundsätzlich 
keinen Stellenschlüssel (Stellenbegrenzungen aber z. B. für 
B 3, A 12, A 9). Die Stellenbesetzung erfolgt im Wege einer 
Dienstpostenbewertung. Auf diese Weise wird zugleich 
sichergestellt, daß alle Soldaten regelmäßig an den allge- 
meinen Stellenverbesserungen teilnehmen. So wurden z. B. 
1971 bei der Anhebung der Stellenobergrenzen mit Wirkung 
zum 1. Juli 1971 neben 17 700 Planstellen für Verwaltungs- 
und Polizeibeamte über 8000 Planstellen für Soldaten, ins- 
besondere für Unteroffiziere, auf Grund geänderter Dienst- 
postenbewertung angehoben. Darüber hinaus sind ab Haus- 
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halt 1971 weitere 9000 Planstellen (4000 für Offiziere und 5000 
für Unteroffiziere) zur Verbesserung der Beförderungsmög- 
lichkeiten in der Bundeswehr bewilligt worden. Ferner ist 
das BMVg ermächtigt, in 1144 Fällen Offiziere um eine Be- 
soldungsgruppe höher zu besolden, als es die allgemeinen 
Bewertungsgrundsätze nach der ausgeübten Funktion zulas- 
sen (sog. Ermächtigungsstellen). 

Ein System der starren gesetzlichen Obergrenzen könnte 
zu unterschiedlicher Bezahlung bei gleicher Tätigkeit führen. 

— Verzahnungsämter 

Die Bundeswehr kennt solche Ämter in der Laufbahngruppe 
der Unteroffiziere; sie bestehen neben der BesGr. A 9 für 
Hauptfeldwebel in den BesGr. A 9 und A 10 für Stabsfeld- 
webel und Oberstabsfeldwebel, Außerdem kann jeder Unter- 
offizier bei entsprechender Eignung innerhalb der Laufbahn 
des militärfachlichen Dienstes aufsteigen. Die Offizierslauf- 
bahn geht als Einheitslaufbahn von A 9 bis BIO. Ein Bedürf- 
nis nach Einführung neuer Verzahnungsämter besteht inso- 
weit nicht, insbesondere wenn man u. a. berücksichtigt, daß 
für alle Soldaten erleichterte Voraussetzungen für eine Be- 
förderung (verkürzte Mindestdienstzeiten) bestehen. 

— Mehrarbeitsentschädigung 

Die Bundeswehr kennt entsprechend ihrem besonderen Ver- 
teidigungsauftrag keine regelmäßige Arbeitszeit. Daher 
fallen Mehrarbeitsstunden im Sinne der beamtenrechtlichen 
Regelungen nicht an. In der Bundeswehr wird einer zeit- 
lichen Mehrbeanspruchung im Rahmen des dienstlich mög- 
lichen durch Freizeitausgleich Rechnung getragen. 

— Strukturelle Überleitung 

Soweit in der Vergangenheit strukturelle Besoldungsver- 
besserungen vorgenommen wurden oder für die Zukunft 
geplant sind, wurden und werden die Soldaten - unter 
Berücksichtigung ihres besonderen Status - grundsätzlich 
in die Verbesserungen mit einbezogen. 

— Polizeizulage 

Die Polizeizulage wird gegenwärtig nur Polizeivollzugs- 
beamüen der Länder zur Abgeltung von Besonderheiten des 
polizeilichen Dienstes gewährt. Sie hat zugleich bereits be- 
stehende Zulagen abgelöst. Ihre geplante Einführung für 
Polizeivollzugsbeamte im Bundesgrenzschutz trägt der Stel- 
lung des Bundesgrenzschutzes als Polizei des Bundes Rech- 
nung. Ob sich Folgerungen hieraus für die Soldaten der 
Bundeswehr ergeben, wird zur Zeit von der Bundesregierung 
geprüft. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, ihre Möglichkeiten zu nutzen, 
um die obengenannten Benachteiligungen abzubauen, und wie 
stellt sie sich dies irn einzelnen vor? 
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3. Ist die Bundesregierung bereit, durch entsprechende Gesetzes- 
vorschläge dazu beizutragen, daß die Soldaten bei künftigen 
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grundiegendeii Änderungen der Besoiduiigsstruktur gleich- 
berechtigt mit den anderen Bereichen des öffentlichen Dienstes 
beteiligt werden (wie etwa bei der angekündigten Anhebung 
der Eingangsämter oder dem Einbau der Harmonisierungszulage 
in die Grundgehaitertabelle) ? 

Aus den Ausführungen zu Frage 1 ergibt sich, daß Soldaten 
durch die bestehenden besoldungsrechtlichen Regelungen nicht 
benachteiligt werden. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, den Prozentsatz der Hauptfeld- 
webelstellen in der Besoldungsgruppe A 9 so anzuheben, daß 
er dem vergleichbaren Planste] lenumfarig am Gesamtsteilenplan 
des mittleren Beamtendienstes entspricht? 


Die Bundesregierung prüft zur Zeit die Frage einer Anhebung 
des prozentualen Anteils der Hauptfeldwebel in A 9. 


5. Wie weit sind die Bestrebungen der Bundesregierung gediehen, 
das Zuiagenwesen neu zu ordnen und die aufgetretenen Llnge- 
reimtheiten (etwa bei der Außendienstzulage oder bei der Tech- 
nikerzulage) zu bereinigen? 


Die Bundesregierung ist um eine Vereinfachung und Einschrän- 
kung des Zulagensystems unter Beseitigung bestehender Unzu- 
länglichkeiten bemüht. Dies gilt insbesondere auf dem Gebiet 
der Erschwerniszulagen, deren Novellierung zum 1. Januar 1974 
eingeleitet worden ist, wie auch bei anderen Zulagen (Außen- 
dienstzulage; Technikerzulage). 


G. ist die Bundesregierung bereit, neben der Erhöhung des Wehr- 
soldes den Wehrpflichtigen auch ein erhöhtes Weihnachtsgeld 
zu zahlen? 


Grundwehrdienstleistende erhalten schon seit einigen Jahren 
im Monat Dezember eine besondere Zuwendung (Weihnachts- 
geld). Die beabsichtigte Erhöhung der Sonderzuwendung auf 
einen vollen 13. Monatsbezug schließt auch die entsprechende 
Anhebung der besonderen Zuwendung für Grundwehrdienst- 
ieistende auf 185 DM ab Dezember 1973 ein. 

Eine Erhöhung des Wehrsoldes wird vorbereitet. 


7. Ist die Bundesregierung bereit, das Entlassungsgeld für verhei- 
ratete Wehrpflichtige mit Kindern anzuheben? 

Beim Entlassungsgeld wird derzeit nur nach grundwehrdienst- 
leistenden Soldaten ohne und mit Familienangehörigen, die 
allgemeine Leistungen nach § 5 des Unterhaltssicherungsgeset- 
zes erhalten haben, unterschieden. Eine Änderung ist bisher 
nicht beabsichtigt, weil das Entlassungsgeld in erster Linie für 
die dem Soldaten selbst entstehenden Aufwendungen bestimmt 
ist. 
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